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Preußiſcher Landtag. 
Abgeordnetenhaus. 
10. Sitzung vom 5. Februar, 11 Uhr. 

Die zweite Berathung des Etats der indirekten Steuern 
wird fortgeſetzt. 2007 5 

Bei Titel „Branntweinſteuer“ ſpricht 5 

Abg. Dr. v. Heydebrandt (konſ.) im Intereſſe der kleineren 
Brenner den Wunſch aus, um anderweite Lontingentirung durch⸗ 
zuführen, da jetzt, nicht durch Schuld der Staatsverwaltung ſon⸗ 
dern auf Grund gegebener Verhältniſſe, Unbilligkeiten der Veran⸗ 
lagung und der Feſtſtellung der Kontingentirung entſtanden ſeien. 
Es empfehle ſich, eine Enquete unter Hinzuziehung landwirthſchaft⸗ 
licher Sachverſtändiger zu veranſtalten, um das Material zu einer 
anderweitigen Regelung der Kontingentirung zu ſammeln. 
Schwierig ſei es ja, Brennereien, die bereits zwei Jahre lang mit 
einem beſtimmten Quantum gewirthſchaftet hätten, ihr bisheriges 
Kontingent zu entziehen, aber der hochwichtige Erwerbszweig der 
landwirthſchaftlichen Brennereien erfordere doch erhöhte Aufmerk⸗ 
ſamkeit des Jinanzminiſters reſp. eine Aenderung der Geſetz⸗ 
gebung. Von einem Geſchenk an die Brennereien könne nicht 
geredet werden, ebenſowenig wie man von einem Geſchenk ſprechen 
könne, Sa 1 0 jemandem, nachdem ihm alles abgenommen iſt, 

as Leben läßt. 
2 Der Titel wird bewilligt. 5 

Bei Titel „Stempelſteuex“ bezeichnet ö 

Abg. v. Meyer⸗Arnswalde (konſ.) es als bedenklich, daß 
die Stempelgebühren ſich in ſteigender Progreſſion befinden, da 
die meiſten Gebühren aus Zwangsverkäufen kommen, Zu bedauern 
ſei auch, daß die Fiskalität der Stempelbehörden in ſtetem Steigen 
ſei. Früher ſei einer Zahl von Sozietäten mit ſozialpolitiſchen 
Aufgaben, wie Feuerſozietäten, Stempelfreiheit gewährt worden. 
Jetzt ſcheine man im 15 1 7 5 des Staatsſäckels dieſe altbewährte 
Praxis verlaſſen zu wollen, Die preußiſchen Feuerſozietäten würden 
von oben herab beeinträchtigt und mit bureaukratiſchen Formalien 
beläſtigt, während die außerpreußiſchen Sozietäten ſich des Wohl⸗ 
wollens der Behörden erfreuten. 2 

Finanzminiſter Dr. v. Scholz erwidert, daß die Beſchwerden 
der Feuerſozietäten bisher nicht zu ſeiner Kenntniß gekommen ſeien, 
er daher auch keine Entſcheidung habe treffen können. Er ſelbſt 
ſtehe mit dem größten Wohlwollen den Sozietäten gegenüber, müſſe 
aber natürlich die geſetzlichen Beſtimmungen zur Anwendung 
bringen. Pflichttreue der mit der Einziehung der Gebühren be⸗ 
trauten Stempelfiskale ſei im Intereſſe des Stgats abſolut noth⸗ 
wendig, und er würde die Behörden in dieſem Beſtreben unterſtützen. 

Der Titel wird bewilligt. 

Beim Titel 13 „Brücken-, Fahr⸗ und Hafengelder“ be⸗ 
fürwortet. Ä 

Abg. Lohren (frk.) eine Herabſetzung des Schleuſengeldtarifs 
u Gunſten der kleineren Schiffer, beſonders auf den märkiſchen 

aſſerſtraßen. Die den Verkehr auf den Waſſerſtraßen erſchweren⸗ 
den Kontrollplackereien müßten aus dem Tarif gänzlich entfernt 
werden. Die kleinen Schiffer ſeien im Verarmen begriffen gegen⸗ 
über dem Großbetrieb durch feen erben und Unternehmer, 
demgegenüber der Staat die kleinen Gewerbetreibenden in Schutz 
nehmen müſſe, wenn er nicht wolle, daß das kleine Schiffergewerbe 
der Sozialdemokratie in die Hände fiele. 

Finanzminiſter Dr. v. Scholz giebt zu, daß der Schutz der 
kleinen Gewerbetreibenden in Schifferkreiſen eine wichtige Staats⸗ 
aufgabe ſei, die aber durch eine Herabſetzung des Abgabentarifs 
allein nicht gelöſt werden könne. Die Finanzverwaltung werde 
bemüht ſein, für alle Schiffer bezüglich der Gebühren gleiches 
Licht und gleiche Luft zu ſchaffen; an eine völlige Aufhebung der 
Abgaben könne nicht gedacht werden. 

Bei Titel 16 „Wirthſchafts-Abgaben 
zollern“ führt 5 

Abg. Schmidt (Hohenzollern, Zentr.) Klage darüber, daß die 
Branntweinſteuer in Hohenzollern doppelt gezahlt und darum ſehr 

wer empfunden werde. Ein Geſetz für Hohenzollern vom 21. 

at 1856 bezüglich der Branntweinſteuer ſtehe in direktem Wider⸗ 
ſpruch mit dem entſprechendeu Reichsgeſetz, was das Unikum einer 
doppelten Beſteuerung herbeiführe. 

Finanzminiſter Dr. v. Scholz erwidert, daß wegen der be⸗ 
ſonderen Schwierigkeit eine Regelung im Sinne des Vorxedners 
zur Zeit noch nicht habe getroffen werden können, daß aber bei 
se allgemeinen Reform der Gewerbeſteuer in nicht ferner Zeit 

le Aufhebung der alten Beſtimmungen außer Frage ſtehe. 

Der Titel wird bewilligt, desgleichen der Reſt der Einnahmen, 
a 8 Ausgaben Tit. 1 „Provinzialſteuer⸗Ver⸗ 

9 mwunid 
N Abg. v. Schalfcha’(Zentr.) Anweiſung der Steuerdirektoren 
ahin, daß es mehreren Brennereien geſtattet iſt, ihr Kontingent zu⸗ 
ſammen auf einer Beiriebsſtätte abzubrennen. 
manzminiſter Dr. v. Scholz kann eine ſolche Ermächtigung 
er Provinziglſteuerdirektoren nicht in Ausſicht ſtellen, da ein 
olches Verfahren mit dem Reichsgeſetz in Widerſpruch ſtehe. 

er Titel wird bewilligt, ebenſo der Reſt des Etats. 
et der Etat des Miniſteriums für Handel und 

Die Einnahmen werden ohne Debatte bewilligt. 

8 Tit. 1 „Miniſter“ ſpricht e 
2 log, Friederichs (nl.) ſeine Befriedigung über die geſtiegenen 

ufwendungen für den gewerblichen Unterricht aus und wünscht 
Förderung der weiteren Entwickelung des Gewerbeſchulweſens, Re⸗ 
gelung des Penſionsweſens der Lehrer an dieſen Anſtalten, ferner 
möglichſt niedrige Bemeſſung des Schulgeldes, um recht Vielen die 
Theilnahme an dieſem Unterricht zu ermöglichen 

bg. Dr. Langerhans (dfr.) betont die Nützlichkeit der Fach⸗ 
daß lungen, ſpricht aber zugleich ſein Bedauern darüber aus, 
aß es ſchwer halte, für dieſe Ausstellungen paſſende Ausſtellungs⸗ 
die M zu finden. Um fo mehr ſei es zu beklagen, daß nun auch 
ſolche Fahenenballe im Ausſtellungspark, die ſich beſonders gut für 
olle Sa hausſtellungen eigne, am 1. März niedergeriſſen werden 

Der Staat könne doch das Gebäude ankaufen; dabei könne 


in Hohen- 
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Siebtuundneunzigſter 


Donnerſtag, 6. Februar. 


man zunächſt eigentlich auch in Betracht ziehen, daß für den dem⸗ 
nächſtigen internationalen mediziniſchen Kongreß die Beſchaffung 
eines paſſenden Ausſtellungsraums nothwendig ſein werde, und 
ſchon um deswillen könne man den Termin des Abbruchs wenig⸗ 
ſtens hinausrücken. f } 5 

Geheimrath Lehnert erwidert, daß die Maſchinenhallen für 
Staatszwecke nicht nöthig ſeien, für andere Zwecke aber nicht Aus⸗ 
gaben in ſolcher Höhe gemacht werden dürften, die ſich allein für 
den Ankauf auf 70000 Mk. belaufen würden. Für größere Aus⸗ 
ſtellungen reiche übrigens auch dieſe Halle nicht aus. 

Abg. Goldſchmidt (dfr.) unterſtützt die Ausführungen des 
Abg. Langerhans und weiſt darauf hin, daß der Staat ohne Miethe⸗ 
zahlung an der Ausſtellung theilgenommen, habe, ſodaß der 
5 nun wohl nicht zu ſehr auf das finanzielle Intereſſe ſehen 

ürfe. 

Geheimrath Lehnert beſtreitet nochmals jede Verpflichtung der 
Regierung in der angedeuteten Richtung. 5 32 

Abg. Dr. Langerhans (dfr.) hält wohl eine gewiſſe Ver⸗ 
pflichtung des Staats für vorliegend, für Fachausſtellungen Mittel 
zu gewähren, da er ja auch ſelber Ausſtellungen der Fachſchulen 
und Lehrlingsarbeiten verlange. Zudem ſeien in dieſem Falle 
die Erwerbungskoſten, wenn man in Betracht ziehe, daß das Ge⸗ 
bäude aus Eiſen beſtehe, und daß die Eiſenpreiſe ſehr hohe gewor⸗ 
den ſeien, ſo gering, daß gerade finanzielle Gründe für die Er⸗ 
werbung ſprächen. 

Der Titel wird bewilligt. ar 

Bei Kap. 69 „Gewerbliches Unterrichtsweſen“ plaidirt 
(6 ee: Dr. Dürre (ul.) für Einrichtung gewerblicher Mittel⸗ 

ulen. 

Abg. Sad (konf.) wünſcht, daß an der einzurichtenden Werk⸗ 
nde in Dortmund der Unterricht am Sonntag nicht ertheilt 
würde. 

Geheimrath Lüders erwidert, daß der eigentliche Unterricht 
an den Wochentagen ertheilt und der Sonntag nur für einen Fort⸗ 
bildungskurſus benutzt werde. 8 5 

Abg. Eberty (dfr.) bemerkt, daß der Unterricht in Fachſchulen 
ohne Hinzunahme des Sonntags praktiſch nicht durchführbar ſei, 
da die Schüler an Wochentagen keine Zeit hätten. Es ſei beſſer, 
daß die jungen Leute den Sonntag zur Ausbildung in ihrem Ge⸗ 
werbe als zu Vergnügungen benützten. 8 

Bei dem Titel Fortbildungsſchulen befürwortet 

Abg. Ludowieg nl.) fernere Vermehrung der Zuſchüſſe und 
erklärt ſich gleichfalls gegen den Unterricht an Sonntagen; dem 
Lehrling müßten einige Wochennachmittage für den Fortbildungs⸗ 
unterricht freigegeben werden. Der Zeichenunterricht müſſe vervoll⸗ 
kommnet, und in den Lehrplan auch Kulturgeſchichte und Volks⸗ 
wirthſchaft aufgenommen werden. — Das ganze Inſtitut der Fort⸗ 
bildungsſchulen ſei jedoch in Frage geſtellt durch ein Kammergerichts⸗ 
erkeunkniß, welches den Beſuch der Anſtalten in das freie Ermeſſen 
Paier, ſtelle. Ohne Zwang könne der Unterricht nicht ge⸗ 

eihen. 

Unterſtgatsſekretär Magdeburg erklärt, daß die Regierung 
bisher der Anſicht geweſen ſei, den Beſuch der Fortbildungsſchulen 
durch Polizeiverordnungen erzwingen zu können, während das Er⸗ 
kenntniß des Kammergerichts dieſer Auffaſſung widerſprach. Die 
Verwaltung gebe jedoch ihre frühere Anſicht nicht auf und ſuche 
nach Auskunftsmitteln. Es erſcheine angezeigt, vorläufig ohne 
Aenderung der Geſetzgebung auf dem Verordnungswege zu ver⸗ 
ſuchen, den Zwang zum Schulbeſuch durchzuführen. Man könne 
das Strafrecht der Ortspolizei vielleicht in dem Ortsſtatut fixiren. 
Die Frage werde jedenfalls eingehend geprüft werden. 

Geheimrath Lüders weit darauf hin, daß für die Wahl der 
Unterrichtszeit die Anſichten der Generalvertretung und der Ge⸗ 
werbetreibenden zunächſt maßgebend ſeien. 

Abg. Schmelzer (nl.) macht darauf aufmerkſam, daß, ſelbſt 
wenn den Lehrlingen an Wochentagen Stunden für Fortbildungs⸗ 
Unterricht freigegeben würden, ſich ſchwerlich Lehrkräfte finden 
würden, denn die Lehrer ſeien nur am Sonntag friſch genug für 
den Fortbildungsunterricht, während ſie an Wochentagen bereits 
vom ſonſtigen Unterricht ermattet ſeien. . 5 ; 

Abg. Pleß (C) führt aus, daß die Fortbildungsſchule allein 
die Nothlage des Handwerkerſtandes nicht beſeitigen werde; dieſelbe 
rühre zum großen Theil von der Konkurrenz der Strafanſtalten 
her. Sur Hebung des Handwerkerſtandes empfehle ſich vor allem 
die Einführung von Handwerkerkammern. 

Der Titel wird bewilligt. 

Bei dem Titel Jortbildungsſchulen in Weſtpreußen“ erklärt 

„Abg. Dr. von Jazdzewski (Pole), daß ſeine Partei dieſen 
Titel ablehne, weil er weniger Unterrichts- als Germaniſirungs⸗ 
zwecken diene. 

Der Titel wird bewilligt. 0 4 i 

Beim Titel „Zuſchüſſe zu gewerblichen Fachſchulen“ ſpricht 

Abg. Brömel (dfr.) feine Freude darüber aus, daß diesmal 
die Zuſchüſſe deen e ſowie die Baugewerkſchulen ver⸗ 
mehrt worden ſeien. Wünſchenswerth ſei jedoch die Einführung 
eines einheitlichen Lehrplanes. Ohne eine hemmende Schablone 
zu ſein, könne ein ſolcher Plan gewiſſe organiſatoriſche Grundzüge 
enthalten. Baugewerkſchulen müßten namentlich für den Oſten, 
beſonders aber eine Schloſſer⸗ und Maſchinenbauſchule mit bes 
ſonderer Berückſichtigung des Schiffbaues in Stettin eingerichtet 
werden. Ferner empfehle es ſich, Zentralſtellen für den techniſchen 
15 überall da einzurichten, wo ein reges gewerbliches Leben 

ühe. : 

Geheimrath Lüders erwidert, daß der Mangel an nervus 
rerum einer ausgedehnten Einrichtung gewerblicher Schulen im 
Sinne des Vorredners entgegenſtehe. Die Gemeinden weigerten 
ſich vielfach, die Verwaltung zu übernehmen, ja ſogar 
für ſolche Anſtalten herzugeben. Eine Schloſſerſchule in Stettin 
werde in Erwägung gezogen werden. BEN 
Abg. Dr. Ritter (frk.) plaidirt für Einrichtung einer Fäch⸗ 
ſchule für Holz- und Möbelſchnitzerei in Waldenburg in Schleſien. 
Geheimrath Lüders hält es für ſehr zweifelhaft, ab man 
einen Bruchtheil der Weberbevölkerung im ſchleſiſchen Gebirge 
durch eine Möbelſchule zu einem anderen Gewerbe werde über⸗ 
führen können. e 


Jahrgang. 


Gebäude JR 


Inſerate 
werden angenommen 
in Poſen bei der Gepedilion der 
Zeilung, Wilhelmſtraße 17, 
ferner bei gut. A. gchleh, Hoflief. 
Gr. Gerber⸗ u. Breiteſtr⸗Ecke 
Sto Niekiſch, in Firma 
J. Neumann, Vilhelmsplatz 8, 
in Gneſen bei 9. Ehraplenskt, 
in Meſeritz bei Ph. Nallfies, 
in Wreſchen bei J. Jabeſohn 
u. b. d. Inſerat.⸗Annahmeſtellen 
von 6. J. Dein 6 Co., 
Haaſenlein & Bogler, Audolf Hofe 
und „Invaliden auß.“ 


1890. 


Inserate, die sechsgespaltene Petitzeile oder deren 
Raum in de: Morgen ausgabe 20 Pf., auf der letzten 
Seite 30 Pf., in dor Abend ausgabe 30 Pf., an bevor- 
zugter Stelle entsprechend höher, werden in der Expe- 
dition für die Abendausgahe bis I | Uhr Vormittags, für 
die Morgenausgabe bis 5 Uhr Nachm. angenommen. 


Nach unerheblicher weiterer Debatte wird der Titel bewilligt, 


ebenſo der Reſt des Etats, ſowie ohne Debatte der Etat des 
Bureaus des Staatsminiſteriums. ; 

Hierauf vertagt ſich das Haus. 

Nächſte Sitzung Donnerſtag 11 Uhr (Antrag Broemel, betr. 
den Eiſenbahntarif, Etat der Eiſenbahnverwaltung). 

Schluß 3½ Uhr. 


Deutſchland. 

* Berlin, 5. Februar. Die ſeit Wochen angekündigte 
Ueberraſchung, welche noch rechtzeitig vor den Wahlen er⸗ 
ſcheinen und die diesmalige Wahlparole enthalten ſollte, hat 
heute der „Reichsanzeiger“ in der Form von Erlaſſen des 
Kaiſers an den Reichskanzler und die preußiſchen 
Miniſter der öffentlichen Arbeiten und für Handel und Ge⸗ 
werbe an den Tag gebracht. Soweit der ſachliche Inhalt der 
Kundgebung in Betracht kommt, hat der Kaiſer ſeinen bezüg⸗ 
lichen Abſichten bereits geſtern in der Nachtiſchunterhaltung 
beim Reichskanzler Ausdruck gegeben. Der Erlaß an die preu⸗ 
ßiſchen Miniſter beſtätigt die Schlußfolgerungen, welche bereits 
an die Ernennung des Herrn von Berlepſch zum Handels— 
miniſter geknüpft worden ſind, nämlich daß einestheils der 
Ausbau der Arbeiterſchutzgeſetzgebung durch Erweiterung der 
Beſtimmungen der Reichsgewerbeordnung über die Verhältniſſe 
der Arbeitgeber und Arbeitnehmer entſprechend den wiederholten 
Beſchlüſſen des Reichstags in Ausſicht genommen worden iſt, 
und daß ferner die Verhältniſſe der Bergwerksbeſitzer und der 
Bergleute im Sinne der von den Letzteren verlangten und von 
den Bergwerksbeſitzern hartnäckig bekämpften Arbeiterausſchüſſen 
geregelt werden ſollen. Daß der Kaiſer die Kundgebung ſeiner 
Abſichten, ſoweit ſich dieſelben auf den Arbeiterſchutz beziehen, 
in einem Erlaß an zwei preußiſche Miniſter, nicht aber an den 
allein für die Reichsgeſetzgebung verantwortlichen Reichskanzler 
gerichtet hat, iſt eine Ma für ſich. Der Erlaß an den 
Reichskanzler bezieht ſich ausſchließlich auf die Herbeiführung einer 
internationalen Arbeiterſchutzkonferenz, bez. auf die Vorverhand⸗ 
lungen mit Frankreich, England Belgien und der Schweiz. 
Vom ſtaatsrechtlichen Standpunkte aus iſt hervorzuheben, daß 
es ſich um rein perſönliche Kundgebungen des Kaisers und 
Königs handelt. Nach der preußiſchen Verfaſſung bedürfen 
Regierungsakte des Königs einer Gegenzeichnung eines Mini⸗ 
ſters, nach der Reichsverfaſſung bedürfen die Anordnungen ꝛc. 
des Kaiſers zu ihrer Giltigkeit der Gegenzeichnung des Reichs- 
kanzlers, welcher dadurch die Verantwortlichkeit übernimmt. 
Daß direkte Anordnungen des Kaiſers an den Reichskanzler! 
offiziell veröffentlicht werden, iſt im ſtaatsrechtlichen Rahmen 
der Reichsverfaſſung ein abſolutes Novum. Das Gleiche gilt 
von dem Erlaß an die beiden preußiſchen Miniſter. Selbſt der 
bekannte Erlaß des Kaiſers Wilhelm betr. die Pflichten der 
Beamten bei den Wahlen vom 4. Januar 1882 trug die 
Gegenzeichnung des Fürſten Bismarck in ſeiner Eigenſchaft 
als Miniſterpräſident. Weshalb in dieſem Falle ein anderer 
Weg eingeſchlagen worden iſt, iſt vorläufig ein Räthſel und 
ſo kann es nicht überraſchen, daß von neuem Gerüchte von 
Friktionen auftauchen, um ſo mehr als Fürſt Bismarck geſtern 
an ſeiner Tafelrunde den Wunſch ausgeſprochen hat, von der 
Leitung der preußiſchen Angelegenheiten entbunden zu werden. 
Mit der Ernennung des Hrn. v. Berlepſch zum preußiſchen Handels⸗ 
miniſter ift alſo dem Entlaſtungsbedürfniß des Hrn. Reichskanzlers 
noch nicht genügt. Der Vorgang erſcheint um ſo auffallender, als 
die „Nordd. Allg. Ztg.“ in ihrer Morgennummer in einem 
an die Adreſſe der „Freiſ. Ztg.“ gerichteten Artikel u. a. 
ſchreibt: „Die Enthebung des damaligen Oberpräſidenten von 
Westfalen von ſeinem Amte wurde gerade dadurch veranlaßt, 
daß derſelbe für angezeigt hielt, den Belagerungszuſtand über 
das Strikegebiet zu verhängen.“ Am entſchiedenſten hat gerade 


briken abgelehnt hat und daß noch am 31. Januar 1889 die 
Regierungen im Reichstage erklären ließen, ſie könnten ſich 
nicht entſchließen, der Einführung eines Zwanges, welcher 
die Sonntagsarbeit verbiete, zuzuſtimmen. Und am 14. No⸗ 
vember v. J. erklärte Miniſter von Bötticher bei der Berathung 
des Antrages Baumbach, es ſei inzwiſchen nichts eingetreten, 
was den Bundesrath veranlaſſen könne, ſich von Neuem mit 
der Frage der Arbeiterſchutzgeſetzgebung zu beſchäftigen und 
von ſeiner ablehnenden Haltung abzugehen, er ſei alſo nicht 
im Stande, in Ausſicht zu ſtellen, daß eine erneute Anregung 
von Seiten des Reichstags einen anderen Erfolg haben werde, 
als die frühere Anregung. Der Reichstag hat gleichwohl den 
Antrag des freiſinnigen Abgeordneten Baumbach nahezu ein⸗ 
ſtimmig angenommen und der Erfolg iſt geweſen, daß jetzt 
angeſichts der Neuwahlen zum Reichstage von oben herab die 
Initiative ergriffen wird, um die Hinderniſſe zu beſeitigen, 
welche der Durchführung der vom Reichstag gegebenen An⸗ 
regung entgegenſtehen. 

— Die beiden kaiſerlichen Erlaſſe, deren Veröffent⸗ 
lichung im „Reichsanzeiger“ uns bereits telegraphiſch gemeldet 
wurde, haben folgenden Wortlaut: 

Ich bin entſchloſſen, zur Verbeſſerung der Lage der deutſchen 
Arbeiter die Hand zu bieten, ſoweit die Grenzen es geſtatten, 
welche Meiner Fürſorge durch die Nothwendigkeit gezogen werden, 
die deutſche Induſtrie auf dem Weltmarkte konkurrenzfähig zu er⸗ 
halten und dadurch ihre und der Arbeiter Exiſtenz zu ſichern. Der 
Rückgang der heimiſchen Betriebe durch Verluſt ihres Abſatzes im 
Auslande würde nicht nur die Unternehmer, ſondern auch ihre Ar⸗ 


beiter brotlos machen. Die in der internationalen Konkurrenz be⸗ 
gründeten Schwierigkeiten der Verbeſſerung der Lage unſerer 
Arbeiter laſſen ſich nur durch internationale Verſtändigung der an 
der Beherrſchung des Weltmarktes betheiligten Länder, wenn nicht 
überwinden, doch abſchwächen. In der Ueberzeugung, daß auch 
andere Regierungen von dem Wunſche beſeelt ſind, die Beſtrebun⸗ 
gen einer gemeinſamen Prüfung zu unterziehen, über welche die 
Arbeiter dieſer Länder unter ſich ſchon internationale Verhandlun⸗ 
gen führen, will Ich, daß zunächſt in Frankreich, England, Belgien 
und der Schweiz durch Meine dortigen Vertreter amtlich ange⸗ 
fragt werde, ob die Regierungen geneigt ſind, mit uns in Unter⸗ 
handlung zu treten Behufs einer internationalen Verſtändigung 
über die Möglichkeit, denjenigen Bedürfniſſen und Wünſchen der 
Arbeiter entgegenzukommen, welche in den Ausſtänden der letzten 
Jahre und anderweit zu Tage getreten ſind. Sobald die Zuſtim⸗ 
mung zu Meiner Anregung im Prinzip gewonnen ſein wird, be⸗ 
auftrage Ich Sie, die Kabinete aller der Regierungen, welche an 
der Arbeiterfrage den gleichen Antheil nehmen, zu einer Konferenz 
Behufs Berathung über die einſchlägigen Fragen einzuladen. 
Berlin, den 4. Februar 1890. 
Wilhelm J. R. 
An den Reichskanzler. 


Bei Meinem Regierungsantritt habe Ich Meinen Entſchluß 
kundgegeben, die fernere Entwicklung unſerer Geſetzgebung in der 
gleichen Richtung zu fördern, in welcher Mein in Gott ruhender 
Großvater Sich der Fürſorge für den wirthſchaftlich ſchwächeren 
Theil des Volkes im Geiſte chriſtlicher Sittenlehre angenommen hat. 

So werthvoll und erfolgreich die durch die Geſetzgebung und 
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Verwaltung zur Verbeſſerung der Lage des Arbeiterſtandes bisher 
getroffenen Maßnahmen ſind, ſo erfüllen dieſelben doch nicht die 
ganze Mir geſtellte Aufgabe. 

Neben dem weiteren Ausbau der Arbeiter⸗Verſicherungsgeſetz⸗ 
gebung ſind die beſtehenden Vorſchriften der Gewerbeordnung über 
die Verhältniſſe der Fabrikarbeiter einer Prüfung zu unterziehen, 
um den auf dieſem Gebiete laut gewordenen Klagen und Wünſchen, 
ſoweit ſie begründet ſind, gerecht zu werden. 

Dieſe Prüfung hat davon auszugehen, daß es eine der Auf⸗ 
gaben der Staatsgewalt iſt, die Zeit, die Dauer und die Art der 
Arbeit ſo zu regeln, daß die Erhaltung der Geſundheit, die Gebote 
der Sittlichkeit, die wirthſchaftlichen Bedürfniſſe der Arbeiter und 
ihr Anſpruch auf geſetzliche Gleichberechtigung gewahrt bleiben. 

Für die Pflege des Friedens zwiſchen Arbeitgebern und Arbeit⸗ 
nehmern ſind geſetzliche Beſtimmungen über die Formen in Aus⸗ 
ſicht zu nehmen, in denen die Arbeiter durch Vertreter, welche ihr 
Vertrauen beſitzen, an der Regelung gemeinſamer Angelegenheiten 
betheiligt und zur Wahrnehmung ihrer Intereſſen bei Verhandlung 
mit den Arbeitgebern und mit den Organen Meiner Regierung 
befähigt werden. Durch eine ſolche Einrichtung iſt den Arbeitern 
der freie und friedliche Ausdruck ihrer Wünſche und Beſchwerden 
ermöglicht und den Staatsbehörden Gelegenheit gegeben, ſich 
über die Verhältniſſe der Arbeiter fortlaufend zu unterrichten und 
mit den letzteren Fühlung zu behalten. 

Die ſtaatlichen Bergwerke wünſche Ich bezüglich der Fürſorge 
für die Arbeiter zu Muſteranſtalten entwickelt zu ſehen, und für 
den Privatbergbau erſtrebe Ich die Herſtellung eines organiſchen 
Verhältniſſes Meiner Bergbeamten zu den Betrieben, Behufs einer 
der Stellung der Fabrikinſpektionen entſprechenden Aufſicht, wie ſie 
bis zum Jahre 1865 beſtanden hat. 

Zur Vorberathung dieſer Fragen will Ich, daß der Staats⸗ 
rath unter Meinem Vorſitze und unter Zuziehung derjenigen ſach⸗ 
kundigen Perſonen zuſammentrete, welche Ich dazu berufen werde. 
Die Auswahl der letzteren behalte Ich Meiner Beſtimmung vor. 

Unter den Schwierigkeiten, welche der Ordnung der Arbeiter⸗ 
verhältniſſe in dem von Mir beabſichtigten Sinne entgegenſtehen, 
nehmen diejenigen, welche aus der Nothwendigkeit der Schonung 
der heimiſchen Induſtrie in ihrem Wettbewerb mit dem Auslande 
ſich ergeben, eine hervorragende Stelle ein. Ich habe daher den 
Reichskanzler angewieſen, bei den Regierungen der Staaten, deren 
Induſtrie mit der unſrigen den Weltmarkt beherrſcht, den Zuſam⸗ 
mentritt einer Konferenz anzuregen, um die Herbeiführung gleich⸗ 
mäßiger internationaler Regelungen der Grenzen für die Anforde⸗ 
rungen anzuſtreben, welche an die Thätigkeit der Arbeiter geſtellt 
werden dürfen. Der Reichskanzler wird Ihnen Abſchrift Meines 
an ihn gerichteten Erlaſſes mittheilen. 

Berlin, den 4. Februar 1890. 

Wilhelm R. 

An die Miniſter der öffentlichen Arbeiten und für Handel 

und Gewerbe. 

— Der Kaiſer hatte vorgeſtern Nachmittag den Kultus⸗ 
miniſter v. Goßler und den Direktor des franzöſiſchen Gymna⸗ 
ſiums Dr. Schulz zur Frühſtückstafel eingeladen. Darauf 
unternahmen beide kaiſerlichen Majeſtäten eine gemeinſame 
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Reichskanzlers Fürſten Bismarck entfprechend, zu demſellen 
nach dem Reichskanzler⸗Palaiszzum Mittagsmahl. Ei 
Vormittag unternahm der Kaiſer eine Ausfahrt nach de 
Thiergarten und beſuchte darauf vor der Rückkehr zum Schloſſe 
das Atelier des Bildhauers Profeſſor Begas, um daſelbſt ein 
Modell des Kaifer Wilhelm Denkmals in Augenschein zu neh 
men. Darauf empfing der Kaiſer den Staatsminiſter Dr. von 
Lucius zum Vortrage und hatte den Ober⸗Präſidenten 
Grafen Zedlitz zur Frühſtückstafel eingeladen. 5 

— Kaiſer Wilhelm hat dem Sultan vier prächtige 
Trakehner Hengſte zum Geſchenk gemacht, welche gegen Ende 
voriger Woche in der türkiſchen Hauptſtadt eingetroffen und 
von dem Sultan mit beſonderer Freude in Empfang genommen 
worden ſind. 

— Geſtern Mittag empfing die Kaiſerin den Stagts⸗ 
miniſter v. Goßler. Abends fuhr die Kaiſerin nach Potsdam 
zum Beſuch bei der Prinzeſſin Friedrich Leopold. 5 

— Die Kaiſerin Friedrich beſuchte heute Vormittag 
das Kunſtgewerbe-Muſeum. N 

— Die Dinge im Bielefelder Wahlkreiſe nehmen 
eine Herrn v. Hammerſtein nicht eben günſtige Wendung. Der 
konſervative Wahlvorſtand hatte ſchon in einer ſeiner Erklä⸗ 
rungen darauf hingewieſen, daß Herr v. Hammerſtein, der 
Chefredakteur der „Kreuzztg.“, ſelbſt es geweſen ſei, der ſeine 
Kandidatur angeregt habe. Nachdem dann die Erklärung des 
Kaiſers über den mit ſeinem Namen getriebenen Mißbrau 
erfolgt und die Auflegung der „Kreuzztg.“ in den königlichen 
Schlöſſern verboten war, haben wir darauf aufmerkſam ge. 
macht, daß die Mehrheit der konſervativen Partei des Wahl⸗ 
kreiſes Herrn v. Hammerſtein fallen laſſen werde. Zuerſt wurde 
der Verſuch gemacht, den bisherigen konſervativen Abgeord⸗ 
neten Delius zur Wiederannahme des Mandats zu bewegen; 
nachdem dieſer Verſuch erfolglos geblieben iſt, erhält die „Voſſ. 
Ztg.“ nunmehr folgende Mittheilung: © 
Bielefeld, 4. Februar. Eine ſtark beſuchte konſervative Ver⸗ 
ſammlung ſtellte nach heftigen Ausfällen gegen Herrn v. Hammer⸗ 
ſtein und die „Neue Weſtf. Volks⸗Ztg.“ den Landrath v. Ditfurth 
als konſervativen Kandidaten auf. 

— Profeſſor D. Fabri hat an Herrn Stöcker das 
Anſuchen gerichtet, auf die Kandidatur in Siegen zu verzichten 
den Wunſch, dieſe Kandidatur zurückzuziehen, auch dem kon⸗ 
ſervativen Wahlvorſtand in Siegen ausgeſprochen. Natürlich 
ſind die Antworten entſchieden ablehnend ausgefallen. Das 
Schreiben des Wahlvorſtandes, welches der „Reichsb.“ ver⸗ 
a e iſt ſehr lang; es heißt in demſelben, Herrn Fabri 
als Vertreter des Kartells, wie als Chriſten, habe die Pflicht 
vorgelegen, ſeine Kandidatur zurückzuziehen: . 

„Wir ſagen ausdrücklich „auch als Chriſten“, als Vertreter des 
Niedere Prinzips, denn es iſt Ihnen wohlbekannt, daß jede 
Niederlage des Herrn Hofprediger Stöcker als ein Zeichen des 
Niederganges der chriſtlichen Strömung in unſerem Volke würde 
angeſehen und ausgebeutet werden.“ 5 

Eine ſolche Auffaſſung, jo bemerkt hierzu die „Voſſ. Ztg.“, 
kann nur dort herrſchen, wo man „Stöckerei und Muckerei“ 
allein für Chriſtenthum hält. f \ 

— Der Kaiſerliche Gouverneur Frhr. v. Soden in Kamerım 


* 
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Spazierfahrt durch den Thiergarten und nach Charlottenburg. erhielt aus Deutſchland 30 Brieftauben, von denen nach den letzten 


Später hörte der Kaiſer noch den Vortrag des Staatsminiſters 
Dr. von Lucius und begab ſich hierauf, einer Einladung des 


Nachrichten leider ſchon 13 durch Raubzeug getödtet wurden. Herr 
v. Soden erwartet noch weitere Sendungen. Major Wißmann 
| Schreibt, wie aus der „Zeitſchrift für Brieftaubenkunde“ hervorgeht, 


Das Rettungsweſen an der See. 


Wenn die Herbſt⸗ und die Frühjahrsſtürme das Meer 

aufwühlen, dann drängen ſich in den Spalten der Zeitungen 
die Schreckensnachrichten über die Strandung von Schiffen 
und den Untergang von Menſchen, die hierbei ihr Grab in 
den Wogen fanden. Dieſe Unglücksfälle wiederholen ſich jahr⸗ 
aus, jahrein und haben ſich zugetragen, ſo lange Schifffahrt 
betrieben wird, ſtets hat das Meer ſeinen Tribut an Men⸗ 
ſchenleben und Schiffen gefordert. Unſerer hilfsbereiten Zeit, 
ihrer humanen Denkweiſe liegt es im Hinblick auf dieſes allen 
Seefahrern drohende Geſchick nahe zu fragen, welche Veran⸗ 
ſtaltungen beſtehen an unſeren Küſten, um denjenigen, die in 
Seenoth gerathen, Hülfe und Rettung zu bringen, welche Ein⸗ 
richtungen zu dieſem Zwecke haben früher beſtanden und ſind 
uns von unſern Vorfahren vererbt worden. — Mit Recht 
muß es jeden geſitteten Menſchen befremden, daß wir in die⸗ 
ſer Beziehung von früheren Zeiten nichts ererbt, ihnen nichts 
zu danken haben. 
Wir wollen indeſſen bemerken, daß hierunter nur die 
Veranſtaltungen zu verſtehen ſind, die zur Rettung aus See⸗ 
noth getroffen wurden; denn diejenigen Maßnahmen an un⸗ 
ſern Küſten, welche den auf See befindlichen Schiffen als 
Zeichen dienen ſollen, bei ihrer Annäherung an die Küſte ge⸗ 
wiſſe Gefahren zu vermeiden und Strandungen zu verhüten, 
ſind alt. Leuchtthürme und Seezeichen anderer Art find jchon- 
im Alterthum errichtet worden und wenn auch frühere Zeiten 
damit Anſchauungen verbanden (Strandrecht, Strandgut), die 
unſern heutigen Begriffen von Recht und Menſchenpflicht 
ſtraks zuwider laufen, ſo ſehen wir dieſelben doch ſeit 100 
Jahren etwa in ihrer Entwickelung ſtetig fortſchreiten. 

E. iſt gewiß eine merkwürdige Erſcheinung, wir möchten 
jagen ein pſychologiſches Räthſel, daß hiermit die Rettungs⸗ 
einrichtungen an den Küſten nicht Hand in Hand gegangen 
ſind. Am 29. Mai d. J. wird die „Deutſche Geſellſchaft zur 
Rettung Schiffbrüchiger“ ihr 25 jähriges Beſtehen feiern; erſt 
25. Jahre! Die Amerikaner dürfen ſtolz darauf fein, ſich 
zuerſt in den Dienſt der allgemeinen Menſchenliebe geſtellt zu 
haben. Bereits im Jahre 1785 wurde in Boſton eine Geſell⸗ 
ſchaft „The Humane Society of the Commenvealth of 
Massachusetts“ zur Rettung von Menſchen aus Seegefahr 
und Errichtung von Rettungsſtationen an den Küſten von 
Maſſachuſetts gegründet. Seitdem hat ji in den Vereinigten 


Staaten das Rettungsweſen in ſo großartiger Weiſe entwickelt, 
wie wir dies bei ihren gemeinnützigen Anſtalten zu ſehen ge⸗ 
wöhnt ſind. Nach dem letzten Bericht über das Rettungsweſen 
zählen jetzt die Vereinigten Staaten 222 Rettungsſtationen, 
welche im Jahre 1888 bei 411 Unglücksfällen 3641 Perſonen 
vom Tode des Ertrinkens gerettet haben. Außerdem wirkten 
die Stationen bei der Rettung von 133 kleinen Küſtenfahr⸗ 
zeugen, wobei 292 Mann gerettet wurden, ſo daß ſie durch 
ihr Rettungswerk in einem Jahre 3933 Menſchenleben erhalten 
haben. 

i Den Amerikanern folgten im Jahre 1789 die Engländer. 
Hier war es ein Geiſtlicher, der Archidiakonus Sharp, welcher 
durch das Scheitern eines großen Schiffes auf der Rhede von 
Shields, wobei die Schiffsmannſchaft ihren Tod in den Wellen 
fand, obgleich eine große Menſchenmenge am Strande Zeuge 
des ſchrecklichen Vorganges war, veranlaßt wurde, in dem auf 
ſteiler Küſte bei Bamborough in der Grafſchaft Northumber⸗ 
land, eine Rettungsſtation für Schiffbrüchige zu errichten. 
Gleichzeitig bildete ſich in Shields ein Verein, welcher es ſich 
zur Aufgabe ſtellte, den in Seenoth gerathenen Menſchen 
Hülfe zu bringen und zu dieſem Zwecke Rettungsſtationen an 
der Küſte der Grafſchaft zu errichten. Dieſem edlen Beiſpiele 
folgten bald andere Städte. Aber erſt 1824 gelang es Sir 
William Hillary, alle Städte, denen jede für ſich in ihrer 
Weiſe und wo fie es für gut befand, Rettungsſtationen er⸗ 
richtet hatten, zur „Royal National Institution for the 
preservation of life from shipwreck“ zu vereinigen. Ein 
großes Seeunglück war hierzu wieder Veranlaſſung geweſen, 
mit deſſen Erinnerung aber auch das Intereſſe für die ſegens⸗ 
reiche Einrichtung allmählig ſchwand, ſo daß die letztern Ende 
des Jahres 1849, nachdem in den 23 Jahren ihres Beſtehens 
mit ihrer Hülfe 6716 Menſchenleben aus Seegefuhr gerettet 
worden, dem gänzlichen Verfall nahe war. 


Abermals war es ein ſchrecklicher Unglücksfall, welcher 
die Geſellſchaft aus ihrer Erſtarrung aufrüttelte. Der ebenſo 
warmen Hingabe an die edle Sache, wie der energiſch-verſtän⸗ 
digen Leitung durch den Herzog von Northumberland iſt es 
zu danken, daß der durch ihn unter dem Namen „Royal 
National Life-boat Institu-ion“ neu organiſirte Verein zu 
neuer großartiger Entfaltung ſich aufſchwang. Mit welchem 
Erfolge dies geſchah, dafür ſpricht die ſegensreiche Thätigkeit 
des Vereins: Seit Anfang des Jahres 1850, alſo in 30 
Jahren, haben feine Anſtalten 27 942 Menſchenleben gerettet, 


— 
ſo daß ſeit 1824, ſeit Gründung der Geſellſchaft, im Ganzen 
34658 Menſchen die Erhaltung ihres Lebens dieſer Geſell⸗ 
ſchaft zu danken haben! 4 

Der Herzog von Northumberland förderte die Angelegen⸗ 
heit des Rettungsvereins nicht nur durch deſſen zweckmäßige 
Organiſation, ſondern auch in unmittelbar praktiſcher Weiſe 
durch Verbeſſerung der Rettungsgeräthe, wozu er einen all⸗ 
gemeinen Wettbewerb ausſchrieb. Nicht minder glücklich war 
der Gedanke, auf der erſten Londoner Weltausſtellung im 
Jahre 1851 eine Sammlung aller Vorrichtungen zur Lebens- 
rettung aus Seegefahr auszuſtellen und dadurch die Aufmerkſamkeit 
vieler Millionen Menſchen aus allen Ländern auf die dem 
Menſchenwohle dienende und den anderen europäiſchen See 
uferſtaaten noch fehlende Veranſtaltung hinzulenken. So wur⸗ 
den die Samenkörner ausgeſtreut, die hier und dort doch auf 
fruchtbaren Boden fielen und nach und nach zu keimen be⸗ 
gannen. Wenn wir uns heute auch ſchon kräftig entwickelter 
Triebe zu erfreuen haben und auf eigenen Füßen ſtehen, ſo 
wollen wir doch nicht ihres Urſprungs und Vorbildes ver⸗ 
geſſen, dem nachzueifern nicht nur unſerer würdig, ſonden 
auch Menſchenpflicht iſt. a 1 

Zunächſt war es Preußens amtlicher Berichterſtatter, den 
das Jutereſſe ſeiner Regierung für jene Sammlung und ihren 
wohlthätigen Zweck zu erwecken und zu feſſeln wußte. Un⸗ 
geſäumt begann dieſelbe an beſonders geeigneten und gefähr⸗ 
deten Punkten der Oſtſeeküſte Nettungsboote und Rettungs⸗ 1 
geſchütze (Mörſer) aufzuftellen, ſo daß in kurzer Zeit von 
Memel bis zur Inſel Rügen 20 Rettungsſtationen entſtanden. 
Dieſes rühmenswerthe Vorgehen verdient um ſo mehr Aner⸗ 
kennung, als die Regierung beim Volke wunderbarer Weiſe 
keine Unterſtützung, ſondern nur ſtillſchweigendes Gewähren 
laſſen fand. Spätere Erfahrungen haben indeſſen gelehrt, daß 
es wohl nur an einem geeigneten Vermittler fehlte, der es 
verſtanden hätte, zum Herzen des deutſchen Volkes zu ſprechen 
und ihre Opferwilligkeit für das lediglich dem Volke in ſelbſt⸗ 
loſer Weiſe dienende Rettungsweſen wachzurufen. Auch dieſe 
Zeit kam. 4. 


Im September 1860 ſtrandete an der Inſel Borkum eine 
Brigg, deren aus 10 Köpfen beſtehende Bemannung ihren Tod 
in den Wellen fand, obgleich nach dem Urtheil fachverftändigee | 
Augenzeugen eine Rettung möglich geweſen wäre, hätte man 
Rettungsmannſchaften und vor Allem Rettungsgeräthe zur 
Stelle gehabt. Dieſe Umſtände veranlaßten den Navigations, 


| 


daß 


und 


1 Sendungen erwünſcht ſeien. 


Zur Wahlbewegung. 
Poſen, 6. Februar, An den Central⸗Wahlfonds der 
teiſinnigen artei ſind heute von hier aus 600 M. als Ertrag 
11109 privatim in engerem Kreiſe veranſtalteten Fammlung abge⸗ 
715 worden, nachdem bereits aus der Kaſſe des Vereins der frei⸗ 
innigen Partei 200 M. als vorläufiger Beitrag eingeſandt worden 


. In Breslau fand am Sonntag eine ſozialdemokra⸗ 
tiſche Wählerverſammlung ſtatt, in welcher der Kandidat für 
ah öſtlichen Wahlkreis Herr Tutzauer ſprach. Die Verſammlung 

ahm folgende Reſolution an: 1) Die Verſammlung erklärt ſich 
mit den Ausführungen des Referenten einverſtanden und beſchließt, 
pet der Wahl nur für ihn zu ſtimmen. 2) Die Verſammlung be⸗ 
ſchließt, mit allen Kräften darauf hinzuwirken, daß in Breslau zwei 
ſozialdemokkaliſche Kandidaten im Wahlkampfe den Sieg davon⸗ 
kragen. 3) Die Verſammlung verurtheilt aufs ſchärfſte die Aeußerung 
des Miniſters Herfurth, daß die Sozialdemokraten Leute ſeien, 
die nicht arbeiten wollen, und beſchließt, ihm das Produkt ihrer 
Arbeit (vom 20. Februar) nach Berlin zu ſenden. 4) Die Verſamm⸗ 
lung beſchließt, den 1. Mai als internationalen Arbeiterfeiertag 
anzuerkennen und alljährlich als ſolchen zu begehen. 


Aus dem Gerichtsſaal. 


Poſen, 5. Februar. [Schwurgericht.] Der Tiſchlergeſelle 
Paul Heyne aus Schwerſenz iſt des Straßenraubes angeklagt. 
Am 5. Juli v. Is. war er in die Wohnung ſeines Vaters gekom⸗ 
men, wo er den Fleiſchergeſellen Paul Feller antraf. Feller, der 
für ſeinen Vater eine Kuh kaufen ſollte, führte eine größere Summe 
Geldes bei ſich und traktirte die in der Heyne'ſchen Wohnung an⸗ 
weſenden Perſonen mit Wein und Schnaps, ging dann mit dem 
Angeklagten nach dem Bahnhofe und zechte mit ihm dort weiter. 
Auf dem Rückwege nach der Stadt trafen fie, den Schloſſermeiſter 
Liefke und Schuhmachermeiſter Felſch, mit dieſen kehrten ſie nach 
dem Bahnhofe zurück, Feller ließ während mehrerer Stunden noch 
Bier und Schnaps geben. Jedesmal, wenn er etwas beſtellte, zog 
er einen grauen Leinwandbeutel hervor und zahlte; alle Perſonen, 
die mit ihm zuſammengekommen waren, hatten die Wahrnehmung 
gemacht, daß er eine nicht unbeträchtliche Summe Geldes bei ſich 
führe. Bei Eintritt der Dunkelheit machten ſich Angeklagter und 
Feller auf den Heimweg, auch Liefke und Felſch gingen nach Haufe, 
doch ſchlugen dieſe einen anderen Weg ein. Als Feller den Bahnhof 
verließ, ſteckte er den Beutel mit Geld in die linke Hoſentaſche. 
Auf der Poſener Straße, in der Nähe der Stadt ſchlug Angeklag⸗ 
ter plötzlich dem Feller mit der Fauſt ins Geſicht; Feller ſtürzte 
zu Boden und kam auf die rechte Seite zu liegen; Angeklagter kniete 
ihm auf den Leib und ſchlug ihn wiederholt mit der Fauſt ins 
Geſicht. Feller wehrte ſich, kam dabei zufällig mit der Hand an 
die linke Hoſentaſche und fühlte, daß der Beutel mit Geld fehle, 
den zweifellos Angeklagter genommen haben mußte. Feller rief 
nun um Hilfe und warf dem Angeklagten vor, ihm das Geld weg⸗ 
genommen zu haben. In der Nähe gingen der Fleiſchergeſelle 
Wiediger und der Schneidergeſelle Sprenger ſpazieren; dieſe eilten 
1115 Angeklagter kam ihnen entgegen und klagte, daß der noch 
im Chauſſeegraben liegende Feller ihn des Diebſtahls beſchuldige. 


lehrer Bermpohl und den 
jad, ſich mit einem Aufruf zu Beiträgen für die Errichtung 
von Rettungsſtationen auf den deutſchen Inſeln der Nordſee 
an das deutſche Volk zu wenden, der bereitwilliges Entgegen⸗ 
kommen fand und zur Gründung des erſten 
„Vereins zur Rettung Schiffbrüchiger“ führte, welche am 
2. März 1861 in Bremen ſtattfand. 

Wohl war es löblich, daß dem Beiſpiele Bremens außer 
Hamburg auch bald alle größeren Küſtenſtädte Preußens, auch 
Lübeck und Roſtock folgten, aber Einſichtige konnten fich nach 
den in England gemachten Erfahrungen nicht darüber hinweg⸗ 
täuſchen, daß dieſe Zerſplitterung das Rettungswerk zu keinem 
gedeihlichen Wachſen und Wirken kommen laſſen würde und 
daß deshalb die Gründung eines allgemeinen deutſchen Vereins 
unter einheitlicher Leitung, welcher ſich alle örtlichen Vereine 
unterzuordnen hätten, das mit allen Mitteln und Kräften an⸗ 
zuſtrebende Ziel fein müſſe. Daß dieſes edle Vorhaben indeſſen 
auf große Schwierigkeiten ſtoßen würde, mußte ſich jeder ſagen, 
der unſere lieben Deutſchen kennt, wenn an ſie die Forderung 
herantritt, von ihren Sonderrechten zu Gunſten einer Ober⸗ 
10 etwas abzutreten. Dr. A. Emminghaus, Schriftführer 
10 Bremer Vereins, hat den Idealismus und den dauerhaften 
Muth beſeſſen, dieſes rühmliche Werk zu unternehmen. Nach 
diele Verhandlungen gelang es ihm, eine Verſammlung von 
Vertretern deutſcher Küſtenſtädte zum 29. Mai 1865 nach 
Kie zuſammen zu berufen, wo es ihm — nicht ohne Mühe 
9 Geduld — gelungen iſt, die „Deutſche Geſellſchaft zur 
Rettung Schiffbrüchiger“ ins Leben zu rufen. Seitdem hat 
ſich das Vereinsnetz der Geſellſchaft über ganz Deutſchland 
et Nach Abſchluß des Rechnungsjahres 1888,89 
EN 115 ſie 34 binnenländiſche und 23 Küſtenvereine, ſowie 249 
135 130 00 mit zuſammen 48 171 Mitglieder, welche 
3 6 100 M. Jahresbeiträge entrichteten. Außerdem ſind 
bück 0 0 ſchaft an Schenkungen und Erträgen aus Sammel⸗ 
0 11 a 155 erhebliche Beträge zugefloſſen, daß die Geſammtein⸗ 
C beit es Geſchäftsjahres 257 810,89 Mark betrugen. 
ſelbe 1 ehen gegenwärtig 111 Rettungsſtationen, von den⸗ 
12 e 15 a 19 N 45 an der Nordſee. 

. mit Rettungs = 
get a 99 a ngsboot und Raketenapparat aus 
eren Hilfe 40 Perſonen der Seegefahr entriſſen wurden. Im 
nn ſind ſeit Gründung der Geselſchaft 1748 Menſchen⸗ 
en gerettet worden, deren 1452 durch Rettungsboote, 291 


Brieftauben ſich ſchon vortrefflich bewährt haben und ihm 


Advokaten Dr. Kuhlmay in Vege- durch Raketenapparate. 


deutſchen 


Boots-, 18 nur Raketenſtationen, durch 
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geklagter verſetzte dem Feller noch ein Paar Ohrfeigen, dann 
packten ſich beide und fielen zur Erde. Während ſie ſich herum⸗ 
wälzten, hörten die beiden Zeugen, daß in den Kleidern eines der 
beiden Streitenden Geld klirrte. ile riß den Angeklagten 
von Feller fort und verhinderte weitere Mißhandlungen des letzte⸗ 
ren, auf welchen Angeklagter immer wieder losgehen wollte. 
Während Feller, Wiediger und Sprenger auf der Fährſtraße na 
der Stadt gingen, eilte Angeklagter auf einem Feldwege dahin, bega 
ſich in die Wohnung ſeiner Eltern, verließ dieſe nach kurzer Zeit und 
begab ſich auf den Roßmarkt, wo er wieder mit Feller zuſammen⸗ 
traf. Als dieſer ihn auch hier bezichtigte, ihm das Geld genommen 
zu haben, verlangte er, daß man ihn unterſuche, Stadtwachtmeiſter 
Rutſchke that dies, fand aber nur eine Mark und einige Pfennige 
155 ah das geſtohlene Geld hatte er jedenfalls bereits irgendwo 
erſteckt. j 
2 Angeklagter wohnte bei dem Schloſſer Winkelmann. Einige 
Tage nach dem Raube bemerkte der in demſelben Grundſtücke 
wohnende Knabe Hermann Hoffmann, der im Hofe mit dem Füttern 
ſeiner Kaninchen beſchäftigt war, den Angeklagten, der über den 
Hof hinter den Abort Ange, Da er von dem Raube ſchon gehört 
hatte, ſo ging er dem Angeklagten nach und beobachtete ihn; er ſah, 
wie Angeklagter in gebückter Stellung an einem Düngerhaufen 
ſtand und aus demſelben einen grauen leinenen Beutel zog, in 
welchem Geld klimperte; aus dem Beutel nahm er mehrere Geld⸗ 
ſtücke, ſteckte ihn in eine Hoſentaſche, nahm dann aus einer anderen 
Taſche ein Portemonnaie und ſteckte dann auch dieſes wieder ein. 
Als er ſich aufrichtete und den Knaben bemerkte, war er ſehr be⸗ 
troffen und gab ſich den Anſchein, als wenn er zu einem anderen 
Zwecke ſich an jenen Ort begeben habe. a 
In hohem Maße belaſtend für den Angeklagten ſind die Aus⸗ 
gaben, die er ſeit jener Zeit machte und die bei ſeinen ärmlichen 
Verhältniſſen ſeine geringen Einnahmen bedeutend überſchritten. 
Seit Oſtern hatte er bei Winkelmann gewohnt und war in letzter 
Zeit für Koſt und Logis 20 Mark ſchuldig geworden. Am Tage 
nach dem Raube, am 6. Juli, zahlte er darauf 10 M. ab; von ſeinem 
Meiſter hatte er nur 5 M. an dieſem Tage erhalten; über den Erwerb 
der weiteren 5 M. befragt, macht er die unglaubwürdigen Angaben, 
daß er 2 M. 50 Pf. im Portemonnaie und 3 Mark zu Hauſe ge⸗ 
habt habe. Bei der Unterſuchung hatte Rutſchke aber in dem 
Portemonnaie nur wenig über 1 Mark gefunden. Die 3 Mark 
ſollten dasjenige Geld ſein, welches Angeklagter am 18. Juni v. J. 
von der Gefangenen⸗Arbeitskaſſe erhalten hat. Nachdem hatte er 
ſich aber bereits von ſeinem Meiſter Vorſchuß geben laſſen und 
ſeine Uhr verſetzt. Daß er die 3 Mark bis zum 6. Juli nicht 
ſollte ausgegeben haben, iſt undenkbar. Nach dem 5. Juli gab 
ſich der bis dahin fleißige Angeklagte einem liederlichen Lebens⸗ 
wandel hin, ſaß in Reſtaurants und kam Abends ſtets betrunken 
nach Hauſe. Am 12. Juli zahlte er der Frau Winkelmann auf 
ſeine Schuld 2 Mark und begab ſich nach Poſen, angeblich, um 
auf den Forts Arbeit zu ſuchen. Von ſeinem Meiſter hatte er drei 
Mark erhalten, mit 3 oder 4 Mark will er nach Poſen gekommen 
ſein, hier hielt er ſich bis zum 18. Juli beſchäftigungslos auf, ließ 
ſich photographiren, kaufte einen Ring und bot ihn dem Dienſt⸗ 
mädchen Rzadkiewiez zum Geſchenk an. Als ihn dieſe verwundert 
fragte, woher er das Geld habe, ſagte er, der Ring koſte 5 Mark, 
er habe aber noch mehr Geld und zeigte dabei derſelben das Por⸗ 
temonnaie, in welchem ſich viel hartes Geld, Thaler- und Mark- 
ſtücke befand. 
Angeklagter ſtellte trotz alledem ſeine Schuld in Abrede; er iſt 
aber nach dem Spruche der Geſchworenen ſchuldig: 
am 5. Juli 1889 bei Schwerſenz mit Gewalt gegen die 
Perſon des Fleiſchergeſellen Paul Feller dieſem einen Geld⸗ 
beutel mit etwa 60 Mark in der Abſicht der rechtswidrigen 
Zueignung weggenommen zu haben 
öffentlichen Wege. 
Dem zwar ſchon mehrfach vorbeſtraften, aber erſt 22 Jahr 
alten Angeklagten wurden mildernde Umſtände zugebilligt und mit 
Rückſicht darauf verurtheilte ihn der Gerichtshof zu zwei Jahren 


und zwar auf einem 


Feller rief fortwährend: Heyne hat mir das Geld genommen.“ An 


ſechs Monaten Gefängniß und Verluſt der bürgerlichen Ehren⸗ 
rechte auf drei Jahre. 


Die Geſellſchaft ſteht unter dem Pro⸗ 
teftorat Sr. Majeſtät. des Kaiſers, Vorſitzender des Vorſtandes 
iſt ſeit langen Jahren der bekannte Reichstagsabgeordnete 
Konſul H. H. Meier in Bremen. 


Die Bootsſtationen ſind mit einem Rettungsboot aus 
gewelltem Stahlblech (Franeis-Patent) ausgerüſtet, dieſe Boote 
ſind in Rückſicht auf möglichſt geringen Tiefgang, wie ihn 
unſere flachen Küſten erfordern, nicht mit Einrichtung zum 
Selbſtaufrichten nach ſtattgehabtem Kentern, verſehen, weil der 
das Aufrichten bewirkende ſehr ſchwere eiſerne Kiel den Tief- 
gang erheblich vergrößert. Dagegen ſind ſie unverſinkbar und 
in neuerer Zeit zur Selbſtentleerung von über Bord gekom— 
menen Waſſers eingerichtet. Je nach ihrer Länge von 7,5, 
8,5 oder 9,5 Mtr. wiegen ſie 22, 27 oder 32 Zentner. Sie 
ſtehen am Lande in Schuppen auf beſonderen Wagen, mit 
denen ſie nach der Strandungsſtelle gefahren und wo ſie mit 
ihrer vollſtändigen 12—14 Mann zählenden Beſatzung, vom 
Wagen zu Waſſer gelaſſen werden. Alle Mannſchaften ſind 
ſtets mit einer Korkweſte bekleidet, die auch den ſchwerſten, 
mit Wollzeug und dicken Stiefeln bekleideten Mann 24 Stun⸗ 
den lang über Waſſer hält. N 


Die Raketenſtationen find mit einem Apparat zum Werfen 


von Raketen ausgerüſtet, an welchen eine Leine befeſtigt iſt, 
die dem geſtrandeten Schiff durch die Rakete zugetragen wer⸗ 
den ſoll. Letztere hat 400 Mtr. Wurfweite. Mittelſt dieſer 
Leine wird ein Seilrettungsapparat vom Lande nach dem Schiff 
hinübergezogen. Auch in anderen Ländern haben die deutſchen 
Rettungsraketen Anerkennung gefunden, nur iſt die Art des 
Abfeuerns verſchieden. In Frankreich bedient man ſich dazu 
einer beſonderen Raketenkanone, während in Deutſchland ein 
dreibeiniges Geſtell im Gebrauch iſt, in deſſen Leitrinne die 
Rakete liegt. a 


Die Rettungsboote ſind noch mit einem Cordesſchen Ge⸗ 
wehr zum Schießen einer Leine auf etwa 70 Mtr. ausgerüſtet, 
wenn Seegang oder ſonſtige Verhältniſſe das Herankommen 
des Bootes an das Wrack verhindern oder erſchweren. Aus 
dieſem Gewehr werden auch Leuchtkugeln geſchoſſen, um Nachts 
dem geſtrandeten Schiffe Zeichen zu geben. 


Auf den früher von der Regierung ausgerüſteten Stationen 
befanden ſich Mörſer im Gebrauch, deren Bombe als Leine⸗ 
träger diente. 
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Stadtverordneten⸗Sitzung. 

l Poſen, 5. Februar. ; 
Erſchienen find die Stadtverordneten: Bach, Brodnitz, Czapskti, 
Dr. von Dziembowski, Fontane, Förſter, Friedländer, Herzberg, 
Dr. Hirſchberg, Hugger, Jaeckel, Dr. Jarnatowski, Jerzykiewicz, 
nn Krieger, Dr. Landsberger, Leitgeber, Manheimer, Müller, 
Dung Orgler, Prausnitz, Türk, Viktor, Dr. Villnow und Woll⸗ 
urg. N : 

Der Magiſtrat iſt vertreten durch: Ober - Virgermeiiter 
Mueller, Stadtbaurath Grüder, ſowie die Stadträthe Annuß, Kan⸗ 
torowicz, Dr. Loppe, Oſowicki, Reymer, Rump und Schweiger. 

Den Vorſitz führt Juſtizrath Orgler. 5 

Ueber die Entlaſtung der Rechnung des Kämmerei⸗ 
Depoſital⸗Fonds pro 1886/87, referirt Stadtv. Manheimer. 
Auf Antrag des Referenten wird die Rechnung dechargirt. Stadtv. 
Brodnitz berichtet über die Entlaſtung der Rechnungen der 
Krankenverſicherung pro 1888, der Gasanſtalt und des 
Reſervefonds der Gasgnſtalt pro 1886/87. Auch dieſe Rech⸗ 
nungen werden entlaſtet. Bei der Rechnung der Gasanſtalt enk⸗ 
ſteht eine längere Debatte, welche Formalitäten bei der Rechnungs⸗ 
legung betrifft. An lt betheiligen ſich die Stadtv. Brodnitz 
und Jaeckel und Oberbürgermeiſter Mueller. 

Alsdann referirt Stadtv. Wollburg über die Feſtſetzung 
der Wittwen⸗Penſion für die Ehefrau des verſtorbenen. 
Rendanten Rudolph, ſowie der Waiſengelder für die 
hinterbliebenen Kinder deſſelben. An der Debatte betheiligere 
ſich Oberbürgermeiſter Mueller und Stadv. Wollburg. Die 
Feſtſetzung erfolgt gemäß den Vorſchlägen des Referenten. 

Ueber die Zuſammenſetzung der Stadt-Schuldeputatiom 
referirt Stadtv. Türk: Bei Gelegenheit der Wahlen zur Stadk⸗ 
Schuldeputation im Januar v. J. ſei von dem Stadtv. Nötel be⸗ 
merkt worden, daß die Zuſammenſetzung der Deputation nicht den 
e d Vorſchriften entſpreche, da dieſelbe 3 Stadtverordnete zu 
ihren Mitgliedern zählen müſſe, während f nur ein Mik⸗ 
glied der Verſammlung Schuldeputirter ſei. Der Magiſtrat habe 
geſagt, 1 5 derartige Inſtruktionen nicht 10 zwingender Natur ſeien. 
da es in dieſem Falle heiße, es „ſollen“ drei Stadtverordnete Mit⸗ 
glieder der Schuldeputation ſein und nicht, es, müſſen“, wie es an⸗ 
dernfalls lauten würde. Durch eine Inſtruktign vom 31. Auguſt 
1842 ſei die Beſtimmung getroffen, daß der Schuldeputation drei 
von der Verſammlung aus der Bürgerschaft zu wählende Mitglieder 
angehören müſſen. Es ſtehe im Belieben der Stadtverordneten⸗ 
Verſammlung, an Stelle zweier Mitglieder aus der Bürger⸗ 
ſchaft zwei Stadtverordnete zu wählen, wenn die Wahk⸗ 
periode der beiden Herren abgelaufen fein werde. In der Kom⸗ 
miſſionsſitzung ſeien die Inſtruktionen aus dem Jahre 181 
und aus dem Jahre 1842 eingehend beleuchtet worden. Sie unter⸗ 
ſcheiden ſich beſonders dadurch von einander, daß nachſden Beſtim⸗ 
mungen der erſteren die Schuldeputation eine ſelbſtändige Behörde 
ſei, während ſie nach der andern ein Organ des Magiſtrats und 
daher dieſem untergeordnet ſei. Die Stellung der Schuldeputation 
und ihre Kompetenzen hätten übrigens im Laufe der Zeit manche 
Wandlungen erfahren. Die Schulbauten ſeien z. B. früher in der 
Deputation berathen worden, was jetzt nicht mehr geſchehe. Einige 
Kommiſſionsmitglieder ſeien der Meinung geweſen, der Magiftrat 
müſſe, wenn die Schuldeputation eine Wirkſamkeit entfalten ſollte, 
wie ſie ihr zukomme, auf Aufhebung der Inſtruktion vom Jahre 
1842 hinwirken. Doch hahe ſich die Majorität der Kommiſſion die⸗ 
ſer Anſicht nicht angeſchloſſen. Man ſei nicht geneigt geweſen, alle 
Konſequenzen, welche ein derartiger Beſchluß nach ſich ziehen 
würde, auf ſich zu nehmen, beſonders da ſeit jener Zeit eine neue 
Inſtanz im Schulweſen eingeſetzt worden ſei, der Kreisſchulinſpek⸗ 
tor, der eine Kontroll⸗Inſtanz vorſtelle. Man habe aber allgemein 
geglaubt, daß es wohl angemeſſen ſein würde, die einſchlägigen Be⸗ 
ſtimmungen auf ihre Rechtsgiltigkeit zu prüfen, ſowie den Magi⸗ 
ſtrat zu erſuchen, dieſe Prüfung vorzunehmen, dann der Ver⸗ 
ſammlung Bericht zu erſtatten und feine Geneigtheit zur Vornahme 
von Aenderungen zu erklären. Sollte dieſer Kommiſſions⸗Antrag 
abgelehnt werden, jo ſtelle er perſönlich den Antrag, dieſe Angele⸗ 
genheit an die Rechtskommiſſion zu verweilen. 


n 


Wie in Deutſchland, ſo iſt auch in Frankreich das Jahr 
1865 das Gründungsjahr der Geſellſchaft zur Rettung Schiff⸗ 
brüchiger (Soriete centrale de sauvetage des naufrages), 
deren Thätigkeit ſich gegenwärtig auf die Küſten von Frank 
reich, Algier und Tunis erſtreckt. Präſident der Geſellſchaft 
iſt gegenwärtig der Admiral Marquis v. Montaignac, Ehren⸗ 
präfiventen find die Miniſter der Marine und der Kolonien, 
der öffentlichen Bauten und der Finanzminiſter. Die Gefell- 
ſchaft unterhält 77 Bootsſtationen und 422 Seilraketenpoſten. 
Die Rettungsboote ſind durchweg gleich, ſie ſind unverſinkbar 
und haben Einrichtung zur Selbſtentleerung von Waſſer und 
zur Selbſtaufrichtung nach dem Kentern. Von den 422 Seil⸗ 
raketenpoſtenſund Hilfsſtationen ſind mit 75 Raketengeſchützen aus⸗ 
gerüſtet, die in Laffetten ruhen, die übrigen führen Raketenge⸗ 
wehre, aus denen gleichfalls Seilraketen den geſtrandeten 
Schiffen zugeworfen werden. Seit dem Beſtehen der Geſell⸗ 
chaft bis zum 31. März 1889 ſind von derſelben 5324 Per⸗ 
onen gerettet und 759 gefährdet geweſene Schiffe und Fahr⸗ 
zeuge in Sicherheit gebracht worden. 

Der Gedanke allgemeiner Menſchenpflicht, Hilfe zu brin⸗ 
gen, wo ſolche noth thut, durchſtrömt als ein freundlich ver 
klärender Hauch unſere ſonſt ſo genußſüchtige Zeit; er findet 
in dem Rettungsweſen an den Seeküſten einen ſo ſchönen und 
beredeten Ausdruck, wie kaum in einer anderen Einrichtung der 
Gegenwart. Kein vom Meere beſpülter Kulturſtagt hat ſich 
dieſem Gedanken mehr verſchließen können, an allen Küſten 
finden ſich in mehr oder minder fürſorglicher Weiſe Rettungs- 
ſtationen zur Hilfeleiſtung bereit. Und wie an unſeren deut⸗ 
ſchen Küſten nicht gefragt wird, wes Landes das geſtrandete 
Schiff iſt, deſſen Mannſchaft im Kampfe mit den tobenden 
Elementen der Rettung harrt, ſo finden auch deutſche Schiffe 
hoffentlich überall, wo das Unglück ſie ereilt, hilfsbereite Hände. 
Wir meinen, daß unter allen geſellſchaftlichen Einrichtungen 
unſerer Zeit keine ſo im Sinne der allgemeinen Menſchenliebe 
wirkt, wie das Rettungsweſen an der See; und da es eine 
erprobte Wahrheit iſt, daß Einigkeit ſtark macht, ſo wäre zu 
wünſchen, daß alle Küſtenſtaaten ſich vereinigen zu einer die 
ganze Welt umſpannenden Geſellſchaft zur Rettung Schiff⸗ 
brüchiger! a N a 


— 


Stadtv. Nötel: Es handelt ſich nur um die Zuſammenſetzung 
der Deputatiou. Nach der Inſtruktion von 1811 ſolle dieſelbe ans 
drei Magiſtratsmitgliedern, drei Stadtverordneten und drei ſach⸗ 
verſtändigen Bürgern beſtehen. In der Inſtruktion vom Jahre 
1842 werde dagegen beſtimmt, daß die Deputation aus drei 
Magiſtratsmitgliedern, drei von der Stadtverardneten⸗Verſammlung 
zu wählenden Bürgern und einigen anderen Herren, wenn er 
nicht irre, aus je einem Geiſtlichen beider Konfeſſionen beſtehen 
ſolle. Die Magiſtratsmitglieder ſeien nach beiden Inſtruktionen 
zu Recht in der Deputation. Von den anderen beiden Gruppen 
ſei die eine nach der Inſtruktion von 1811, die andere nach der 
von 1842 in derſelben. Nun ſei es aber doch klar, daß man ſich 
Richt bei einem Punkte nach der einen, bei einem andern nach der 
andern Inſtruktion richten dürfe. Das Einfachſte ſei nun, den 
Magiſtrat zu erſuchen, darauf hinzuwirken, daß die Inſtruktion 
vom Jahre 1842 aufgehoben werde. 

Oberbürgermeiſter Mueller erklärt, daß der Kommiſſions⸗ 
antrag in der Metz wie er gehalt fer, kaum angenommen werden 
könne, da der Magiſtrat nicht befugt ſei, eine Reviſion der beſte⸗ 
henden geſetzlichen Beſtimmungen vorzunehmen. Der Behandlung 
der Sache und dem Geſchäftsgange würde es durchaus angemeſſen 

und förderlich ſein, dieſe Angelegenheit der Rechtskommiſſion zu 
überweiſen. In der Abſtimmung wird dieſer Antrag angenommen, 
nachdem die Anträge der Schulkommiſſion und des Stadv. Nötel 
abgelehnt worden waren. 

Hierauf folgte eine vertrauliche Beſprechung der Verſammlung. 

Nach Beendigung derſelben referirt Stadtv. Nötel über die 
Bewilligung der Penſionen für die Mittelſchullehrer 
Kasprowicz und Gräter. : 

Nach dem Bericht des Stadtv. Jakobſohn werden zum 
Armenrath für den Kommiſſionsbezirk IIa. Güteragent 
S. v. Taſzarski und zum Waiſenrath Kaufmann Arthur 
Kronthal gewählt. Ferner wurden vier Vertrauensmänner 

und vier Stellvertreter behufs Feſtſtellung der Liſten 
der Geſchworenen pro 1891 gewählt. a 

Es folgte eine geheime Sitzung, in welcher über den Verkauf 
der Grundſtücke St. Adalbert Nr. 14 und 15 berathen wird. 
Schluß der Sitzung nach 8 Uhr. 


Lokales. 


Poſen, den 6. Februar. 


u. Die Perſeusgruppe, welche zum Andenken an den 
ſuch der Kaiſerin Friedrich der Stadt Poſen als Geſchenk über⸗ 
wieſen worden iſt, ſoll bekanntlich für einen auf dem Königsplatze 
aufzuſtellenden Monumentalbrunnen verwendet werden. Der 
Bildhauer Johannes Pfuhl in Berlin, der Schöpfer des Kunſt⸗ 
werks, hat ein Modell dieſes Brunnens ausgeführt und vor eini⸗ 
gen Tagen dem hieſigen Magiſtrat zur Anſicht überſandt. Wie wir 
hören, findet dieſes Modell allſeitig Beifall und dürfte nunmehr 
dem genannten Bildhauer die Ausführung des Brunnens über⸗ 
tragen werden. Letzterer beſteht aus einer Granitſchale, in deren 
Mitte auf einem Marmorſockel die Perſeusgruppe ruht. Dieſelbe 
ſtellt die Befreiung der Andromeda von dem Meexungeheuer durch 
Perſeus vor. An zwei einander gegenüberliegenden Seiten des 
Sockels ſind waſſerſpeiende Delphine, an den beiden anderen Seiten 
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Atlanten angebracht, welche Waſſerſtrahlen entſenden. Der 
Monumentalbrunnen wird jedenfalls ein ſchöner Schmuck unſerer 
Stadt ſein. 


—u. Der Iſraelitiſche Armen ⸗Hilfsverein hat am ver⸗ 
gangenen Sonntag in dem Gemeinde-Sitzungszimmer, Sapieha⸗ 
Platz Nr. 5, ſeine diesjährige ordentliche Generalverſammlung ab⸗ 
gehalten. Dem Geſchäftsbericht über das abgelaufene Vereinsjahr 
entnehmen wir Folgendes: Der Verein zählte am Schluſſe des 
Jahres 537 Mitglieder. Die Jahres⸗Einnahme betrug 15 829,07 
Mark, die Ausgabe 14 803,47 M.; mithin bleibt ein Beſtand von 
1025,60 M. Auch im vergangenen Jahre iſt der Armen⸗Hilfsverein 
ſeiner Aufgabe vollkommen gerecht geworden; an laufenden monat⸗ 
lichen Unterſtützungen hat er 6958,50 M. an würdige Arme ge⸗ 
zahlt; 835 M. wurden auf Anordnung der Geſchenkgeber haupt⸗ 
ſächlich an verſchämte Bedürftige und 1691,50 M. als Unterſtützungen 
an arme Durchreiſende vertheilt, An außerordentlichen Unter⸗ 
ſtützungen an verſchämte Bedürftige ſind im vergangenen Jahre 
1200 M. mehr als im Jahre 1888 verausgabt worden. Die Zu⸗ 
ſtellung dieſer Unterſtützungen hat in diskreteſter Weiſe ſtattgefun⸗ 
den. Auf Antrag der Rechnungs⸗Reviſions⸗Kommiſſion, welche 
die Bücher und Kaſſenbeſtände geprüft und dabei zu keiner 
Erinnerung Veranlaſſung geſunden hat, wird die Jahresrech⸗ 
nung dechargirt. Nachdem der Etat für das laufende Jahr feſt⸗ 
geſtellt worden war, wurde zur Neuwahl des Vorſtandes ge⸗ 
ſchritten. Es wurden auf die Dauer eines Jahres in den Vorſtand 
wieder⸗ reſp, neugewählt die Herren: Hartwig Heilbronn, 
Samuel Schönlank, Moritz Aſchheim, Jakob Marcus, 
Joſeph Friedländer, Julius Glückſtein, Nathan J. Neu⸗ 
feld, Siegfried Kantorowiez, Emil Weitz, Michaelis 
Reich, J. H. Landsberg und Salomo Friedenthal. Zu 
Mitgliedern der Reviſtons⸗Kommiſſion wurden gewählt die Herren: 
. Neumark, Wolf Gutmann, Jakob Roeder, Leo 

erne und Elkan Aſchheim. 


— u. Diebſtahl. Aus nem unverſchloſſen geweſenen Zimmer 
Ker Ring in dem Haufe Große Gerberſtraße Nr. 8 iſt am 
2. d. M. eine Stutzuhr geſtohlen worden. Dieſelbe beſteht aus 
einem ſchwarzen Unterſatz und einer Uhr aus Bronze mit auf⸗ 
rechtſtehender Figur, welche eine Hand in die Höhe hält; an der 
Hand fehlt ein Finger. Ein begründeter Verdacht gegen eine be⸗ 
ſtimmte Perſon liegt zur Zeit noch nicht vor. N 
—u. Verhaftungen. Wegen verſuchten Diebſtahls ift geſtern 
ein Arbeiter von hier verhaftet worden. Derſelbe hatte ſich gegen 
Abend in das Grundſtück Friedrichſtraße 30 eingeſchlichen und hat 
verſucht, einem dort wohnenden Reſtaurateur zwei Gänſe aus einem 
unverſchloſſen geweſenen Raume zu entwenden, wobei er aber 
abgefaßt und feſtgenommen wurde. Ein anderer Arbeiter von 
hier iſt geſtern Abend wegen Diebſtahls zur Haft gebracht worden. 
Er wurde dabei betroffen, wie er eine leere Petroleumtonne, welche 
vor dem Hauſe Alter Markt 82 gelagert hatte und einem dort 
wohnenden Kaufmanne gehört, über den Markt nach der Mittel⸗ 
gaſſe rollte. Die Tonne wurde dem Kaufmanne zurückgegeben. 


* [Waſſerſtand der Warthe.] Telegramm aus Po⸗ 
gorzelice vom 6. Februar cr., 2,80 Meter. 


Aus der Provinz Poſen 
und den Nachbarprovinzen. 


8. Gneſen, 5. Februar. [Der muthmaßlich an dem: 
Reſtaurateur Mibus begangene Giftmord] wird nuf 
wohl doch das hieſige Schwurgericht beſchäftigen. Seiner Zeit 
wurde von uns mitgetheilt, daß einzelne Leichentheile zur Unter 
ſuchung nach Berlin geſandt ſeien. Das Gutachten des gericht⸗ 
lichen Sachverständigen Dr. Jeſerich iſt nunmehr eingetroffen und 
lautet folgendermaßen: In den Leichentheilen ſind Pflanzengifte 
einſchließlich der Giftſtoffe der Scilla maritima nicht zu finden; die 
verſchiedenen Leichentheile waren mit 0,0002 Gramm und 0,010 
Gramm Arſenik — mit aller Beſtimmtheit — verſehen. Daß in 
den Reſorptions⸗Organen — zweite Wege — mehr Arſenik iſt, als 


Druck und Verlag der Hofbuchdruckerei vonz W. Decker & Comp. (A. Röſtel) in Poren. 
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in den erſten Wegen, wird vollſtändig erklärlich, weil der Vergiftete 
nach Verabreichung der letzten Doſis noch längere Zeit lebte, alſo 
auch 195 hatte, aus Magen u. ſ. w. das überſchüſſige Arſen aus⸗ 
zuſcheiden. 

S. Schneidemühl, 4. Februar. [Beſitzwechſel!.] Der Beſitzer 
der Bergbrauerei, Herr Schade, hat ſeine Brauerei an den Brau⸗ 
meiſter Scharlan aus Berlin verkauft. 


Handel und Verkehr. 

** Berlin, 5. Februar. In der heute ſtattgehabten Sitzung 
des Aufſichtsraths der Nationalbank für Deutſchland in Berlin 
wurde ſeitens der Direktion die Bilanz und das Gewinn- und 
Verluſt⸗Conto des abgelaufenen Geſchäftsjahres 1889 vorgelegt. 
Daſſelbe ergiebt einen Bruttogewinn von 4730 838,55 M. und ſetzt 
ſich zuſammen aus: 


Gewinn auf Wechſel⸗C onto M. 522 882,68 
= „ Effekten⸗ und Konſortial⸗Conto = 1.637 978,70 

= - Binfen-Conto . „0828 07 

= = Mrovifiond-Conto  . . . „1266 659,01 

= „Sorten- und Coubons-Eonto . =  34733,57 
Vortrag aus dem Vorjahre 137 656,52 


Nach Abzug von Handlungsunkoſten, Steuern und Abſchrei⸗ 
bungen im Geſammtbetrage von 714 864,97 M. verbleibt ein Netto⸗ 
gewinn von 4015 973,58 17,85 Proz. auf das Dividende berech- 
tigte Durchſchnittskapital von 22½ Millionen Mark. 5 

Der für den 10. März d. J. einzuberufenden Generalverſamm⸗ 
lung ſoll die Vertheilung einer Dividende von 10 Proz. vorge⸗ 
ſchlagen, den verſchiedenen Reſervefonds der Bank der Betrag von 
993 915,85 M. zugewieſen und der nach Abzug der Tantiemen und 
Gratifikationen verbleibende Reſt von 190 047,32 M. auf neue Rech⸗ 
nung vorgetragen werden. 

Breslau, 5. Februar, 9½ Uhr Vormittags. Am heutigen 
ak war der Geſchäftsverkehr ſehr ſchwach, Preiſe faſt unver⸗ 
ndert. 


— Hafer 
unverändert, per 100 Kilogramm 16—16,60—16,90 M. — Vals 


* . ® 
Telegraphiſche Nachrichten. 

Stuttgart, 6. Februar. Der Perſonenzug von Goep⸗ 
pingen fuhr heute früh in Cannſtadt auf einen Güterzug, 
welcher entgleiſte. Dem „Neuen Stuttgarter Tageblatt“ zu⸗ 
folge wurden mehrere Wagen zertrümmert und das Geleiſe der 
Remsbahn geſperrt. Verletzt ſoll Niemand ſein. 

Wien, 6. Februar. Die hieſigen Blätter begrüßen be⸗ 
friedigt die beiden Juſtizerlaſſe für Böhmeu. Die „Neue freie 
Preſſe“ erkennt an, daß dieſelben nicht nur dem Wortlaute, 
ſondern auch dem Geiſte nach, dem Konferenzbeſchlüſſen ent⸗ 
ſprechen. Die Preſſe erblickt in der Initiative des 
Juſtizminiſters einen Beweis für den Eifer und das warme 
Intereſſe deſſelben für den Ausgleich. 

London, 6. Februar. 
einen Vergleich beendet, wonach die Southmetropoli, tan⸗Gas⸗ 
kompagnie die achtſtündige Arbeitszeit wieder einführt. Die 
alten Arbeiter ſollen wieder engagirt werden, wenn Vakanzen 
eintreten. i 
Boſton, 6. Februar. Das am 5. d. Mts. hier einge⸗ 
troffene Schiff „Thanemore“ nahm am 26. Januar den 
Kapitän und ſieben von den Mannſchaften des Schiffes 


„Joſephine“ auf, welches von Newyork nach Danzig beſtimmt, W. 


ſinkend verlaſſen worden war. Sechs Matroſen ertranken. 


Stuttgart, 6. Februar. Der „Staatsanzeiger“ theilt 
über das gerichtliche Verfahren gegen den Attentäter Martin 
Müller mit, daß Oberamtsarzt Ludwigsburg erklärt habe, 
Müller leide an primärer Verrücktheit. Dieſelbe Ueberzeugung 
gewann der Unterſuchungsrichter. 
ſprach die Unzurechnungsfähigkeit Müllers unzweifelhaft aus. 
Auf Antrag der Staatsanwaltſchaft entſchied das Landgericht, 
daß Müller hinſichtlich der Beſchuldigung des Mordverſuchs, 
(begangen an dem Prinzen Wilhelm) und des Hochverraths, 
außer Verfolgung zu ſetzen ſei. Da außer Zweifel ſteht, daß 
Müller geiſtesgeſtört iſt, wird derſelbe nunmehr in einer öffent⸗ 
lichen Irrenanſtalt untergebracht. 

London, 6. Februar. Heute Morgen hat eine 
Exploſion ſchlagender Wetter in der Kohlengrube 
„Aberſychan“ in der Nähe von Newport (Südwales) 
ſtattgefunden. Alle Verbindungen mit der Grube, 
in welcher ſich 300 Arbeiter befinden, ſind abge⸗ 
nitten. 


Börſe zu Poſen. 
Poſen, 6. Februar. (Amtlicher Börſenbericht.] 
Spiritus. 
(70er) 32,—. 
oſen, 6. Februar. 


(Loko ohne Faß) (50er) 51,50, (70er) 32, —. 
(Börſenbericht.] 


32 0 


April⸗Mai 


Der Gasheizerſtrike iſt durch Cherb 


Das Medizinalkollegium Tri 


Gekündigt —,— L. Kündigungspreis (50er) 51,50, 


Spiritus geſchäftslos. (Loko ohne Faß) (50er) 51,50, (70er) 


Börſen⸗Telegramme. 

Berlin, 6. Februar. (Telegr. Agentur B. Heimann, Poſen 

8 Not. v. 5, Not. 12 
Weizen matt f 


pr. April⸗Rai 202 25/202 75 Spiritus ſtill 
„Juni⸗Juli 200 — 200 50 8 70er loko o. Fa 33 90 
Roggen dauer 70er Februar 33 40 
„ April⸗Mai 173 75174 75 70er April⸗Mal 33 60 33 
„„ Juni⸗Juli 172 50173 5020er Aug.⸗Septbr. 35 10) 35 
Rüböl feit 50er loko o. Faß 53 40 53 40 
pr. April⸗Mai 64 30 63 90 | 
„ Septbr.⸗Oktobr. — — — — 
Hafer ? 
pr. April⸗Mai 165 281165 75 


Kündigung in Roggen — Wſpl. 


ſpl. 
Kündigung in Spiritus (70er) 20,000 Liter, (50er) —,000 Liter 
Spiritus. (Nach amtlichen Notirungen.) Not. , 5. 2 
do. Jer lolo 833 90 3 90 
do. 70er Februar. 33 4033 40 
do. Joer April⸗Mai 33 70 33 70 
do. 70er Juni⸗Juli 34 40 34 40 
do. 70er Aug.⸗Septbr. 35 10 35 20 
do. Sber lofo . . 58 40 53 40 


Not. 
Konſolidirte 105 90 05 


" , 

50 43 Pfandhriefe 101 80 
Bo]. 918 Pfandbr. 100 — 99 90 
Poſ. Rentenbriefe 104 291104 DD 
Oeſtr. Banknoten 173 75 Oeſt. fr. Staatsb. S 
Oeſtr. Silberrente 77 10 Lombarden = 
Ruf. Banknoten 222 20 Fondſtimmung 
Ruſſ 429 Bdkrpfoͤbr 99 30 ruhig 


Oſtpr.Südb. E. S. A 87 
MainzLudwighfdto124 
Marienb. Mlawdto 58 9 
Italieniſche Rente 94 
RuſſagkonſAnl1880 94 
dto. zw. Orient. Anl. 69 
dto. Präm.⸗Anl 1866159 
Num. 69 Anl. 1880 104 © 
Türk. 16 konſ. Anl. 17 
Poſ. Provinz. B. A. — 
Landwrthſchft. B. A. — 


oO 


m 


94 — 
59 10 


Schwarzkopf 255 —| 
Königs⸗u.Laurah. 169 80 
Dortm. St. Pr. La. A. 117 90 
Inowrazl.Steinſalz 55850 
Ultimo: 

Dux⸗Bodenb. Eiſba215 25 
Elbethalbahn „ „100 40/1 
Galizier 1 20 
Schweizer Ctr., „153 90 
Berl. Handelsgeſell. 199 751199 75 
{ Deutſche B. Akt. 180 —1179% 
Poſ. Spritfabr. B. A 95 — Diskonto Kommand. 246 25247 — 
Gruſon Werke 178 701179 40 Ruſſ. B. f. ausw. H. 75 250 73 7 

Nachbörſe: Staatsbahn 94 —, Kredit 179 50, Diskonto⸗ 
Kom. 246 25 ö 


Stettin, 6. Februar. (Telegr. Agentur B. Heimann, Poſen) 
Not, v. 5, Not. 0, 


Weizen matt 

April⸗Mai 195 50196 — Spiritus ſtill 

Juni⸗Juli 197 — 197 50 per loko 50 M. Abg. 52 70 52 60 

„„ „ , | 

Roggen matt „April⸗Mai 70 M. 32 90 32 80, 

April⸗ ai 171 172 50 

Juui⸗Juli 170 50171 50 Petroleum“) 
ver o. per loko 12 10) 12 20 

Rüböl höher | 

Februar 66 50 66 — hr 


64 500 64 — 
*) Petroleum loco veritenert Uſance 14 pCt. f 
Die während des Druckes dieſes Blattes eintreffenden Depeſchen 
werden im Morgenblatte wiederholt. f 


Wetterbericht vom 5. Februar, Morgens 8 Uhr. 


\ darom. a. 0 Gr. emp 
Stationen. \nahd.Meeresniv i. Celſ. 
a d 2 I Cu 
Nullaghmor. 5 1 wolkenlos 3 
Aberdeen 766 SD 2 wolkenlos 0 
Chriſtianſund 755 WOW INegen 2 
Kopenhagen 763 SH 1 Regen 1 
Stockholm. 759 Bit) 2 bedeckt 4 
Haparanda 746 W̃ 2 115 bedeckt — 6. 
Petersburg 755 RB 3 Nebel 1 
Moskau 758 ER 2 bedeckt 9 
Cork Queenſt 769 N heiter ES 
erbourg 764 NNO 2 bedeckt 7 
Helder .. 763 ONO 1 wolkig 0 
Der 762 © 1Dunit 1. 
Hamburg . 763 SO 1 bedeckt — 2 
Swinemünde 764 SD 3 Dunſt — 3 
Neufahrwaſſ. 765 SS 1 bedeckt — 3 
Memel. 765 SW 3 bedeckt 2 
ne 8 763 NW 1bedeckt — 1 
ünfter . 763 SW 2 bedeckt u 
Karlsruhe. 763 RD 2 wolkig ER 
iesbaden 764 ſtill bedeckt — 5 
München 763 O 4 Nebel 10 
Chemnitz 76⁵ SO 2 w. kenlos 9 —10 
Berlin 764 ©: 2 bedeckt — 3 
Wien 765 SO 1 bedeckt — 2 
Breslau 764 SO 2 wolkenlos — 6 
le d Aix 765 RO Abit — 2 
e 761 ONO 40heiter 2 
teit 762 SNS 4 bedeckt 3 
) Reif. 8 AND 
Skala für die Windftärke. 
1 ⸗leiſer fe „2 = leicht, 3= ſchwach, 4 = mäßig, 5 = fill), 
Grat = fein 8 = ſtürmiſch, 9 Sturm, 10 = ſtarker Sturm, 


11 = heftiger Sturm, 12 = Orkan. 
Ueberfſicht der Witterung. 

Ein barometriſches Maximum von 769 wm liegt über Irland, 
ein anderes, von 770 mm, über Südweſt⸗Rußland. Ueber Central⸗ 
Europa iſt der Luftdruck gleichmäßig vertheilt, die Luftbewegung 
ſchwach und das Wetter vorwiegend krübe und vielfach neblig ohne 
meßbare Niederſchläge. In Deutſchland herrſcht im Norden leichte, 
im Süden ziemlich ſtarker Froſt. Auch in Frankreich liegt, die 
Temperatur meiſt etwas unter dem Gefrierpunkte. Hermannſtad 
meldet Minus 16 Grad. Deutſche Seewarte. 


Waſſerſtand der Warthe. 
Poſen, am 5. Februar Mittags 3,14 Meter. 
„6. Morgens 3,14 = 
6. Mittags 314 = 


= 2 


Lichtſtärke der Gas beleuchtung in Poſen. 


Am 5. Fehrnar Abends: 16.2 Normalkerzen. 


